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180/E XXVII. GP 

 

Entschließung 
des Nationalrates vom 16. Juni 2021 

betreffend die EU-Zukunftskonferenz 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
 
im Rahmen der Konferenz zur Zukunft Europas in Österreich mit Bürgerinnen und Bürgern in einem 
ergebnisoffenen und transparenten Dialog in Übereinstimmung mit den Grundwerten der Union zu allen 
Politikbereichen die zukünftigen Prioritäten und Herausforderungen der EU zu erörtern; 
 
bei der Organisation von Veranstaltungen und BürgerInnenforen stets bestmöglich auf eine repräsentative 
Zusammensetzung, unter anderem in Bezug auf die geografische Herkunft, das Geschlecht, das Alter, den 
sozioökonomischen Hintergrund und/oder den Bildungsweg der Bürgerinnen und Bürger, zu achten; 
 
sich im Plenum der Konferenz und in anderen geeigneten Foren dafür einzusetzen, dass die EU den 
Empfehlungen der BürgerInnen rasch durch konkrete und rasche Reform- und Gesetzesinitiativen 
nachkommt; 
 
sich bei Bedarf für eine Verlängerung der Konferenz zur Zukunft Europas auszusprechen. 
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